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Änderungsantrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 

- Drucksache 1 3/1 410- 

- Sammelübersicht 38 zu Petitionen - 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 1-12-06-266-069423 der Bundesregierung zur Berück- 
sichtigung zu überweisen. 


Bonn, den 12. Oktober 1995 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 

Begründung 

Der Petent begehrt die Wiederaufnahme seines Asylverfahrens vor 
dem Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge. 

Der Petent, ein algerischer Staatsangehöriger, hatte sich als Acht- 
zehnjähriger zum Militärdienst verpflichtet. Dort war er wieder- 
holt Opfer von Mißhandlungen durch Vorgesetzte geworden. Zu- 
letzt war er unter Arrest gestellt und mißhandelt worden, nachdem 
er sich vor einem Einsatz gegen FIS-Leute (Islamische Heilsfront) 
krankgemeldet hatte, da er einen solchen Einsatz nicht mit seinem 
Gewissen vereinbaren konnte. 

Der Petent hatte in seiner Anhörung vor dem Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge nicht ausreichend Gele- 
genheit, seine Asylgründe darzulegen. Denn zum einen werden 
im Protokoll der Anhörung sprachliche Verständigungsschwierig- 
keiten deutlich. Zum anderen herrschte vom Beginn der Anhörung 
an ein derart rüder Befragungsstil, daß der Antragsteller offen- 
sichtlich eingeschüchtert wurde und nicht mehr in der Lage war, 
sich detailreich zu seinem Verfolgungsschicksal zu äußern. 

Diese Beurteilung der Anhörungssituation wird im übrigen vom 
Ausschußsekretariat geteilt. Ein psychologisches Gutachten der 
Gesamthochschule Kassel gelangt ebenfalls zu dem Ergebnis, daß 
das Anhörungsgespräch „suggestiv und tendenziös geführt" wor- 
den sei, an der Glaubwürdigkeit des Petenten jedoch keinerlei 
Zweifel bestünde. 
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Nach alldem ist davon auszugehen, daß das Bundesamt seiner 
Pflicht zur Sachverhaltsaufklärung und Anhörung (§24 AsylVfG) 
nicht korrekt nachkam. Die Anhörung kann deshalb auch keine 
ausreichende Grundlage für die Entscheidung über den Asylan- 
trag und über Abschiebungshindernisse nach § 53 AuslG bieten. 
Ebensowenig bleibt die Begründung des Bundesamtes im „Fol- 
ge "-Verfahren nachvollziehbar, wonach der Petent seine Asyl- 
gründe bereits im Erstverfahren hätte vortragen können. Eben 
diese Möglichkeit hatte er gerade nicht. Im übrigen hat sich das 
Bundesamt in diesem zweiten Verfahren zu der Bitte des Petenten, 
sein Asylverfahren wiederaufzunehmen, nicht einmal geäußert. 

Eine Prüfung der Abschiebungshindernisse nach § 53 AuslG hat 
von seiten des Bundesamtes - wie in zahlreichen anderen Fällen 
auch - nur oberflächlich stattgefunden. 

Die nachfolgende verwaltungsgerichtliche Überprüfung befaßte 
sich lediglich mit verfahrensrechtlichen Fragen über die Möglich- 
keiten der Wiederaufnahme des Asylverfahrens vor dem Bundes- 
amt, nicht jedoch mit den Mängeln der Anhörung vor dem Bun- 
desamt bzw. den Entscheidungsgründen, die zur Ablehnung des 
Asylantrags geführt haben. Die Gründe für eine Wiederaufnahme 
des Asylverfahrens vor dem Bundesamt bestehen also nach wie 
vor fort. Im übrigen ist nach ständiger Rechtsprechung des Bun- 
desverwaltungsgerichtes das Bundesamt auch im Falle eines un- 
anfechtbar abgelehnten Asylantrags befugt, diesen von Amts we- 
gen sachlich neu zu prüfen. Eben dies ist das Begehren des Pe- 
tenten. 
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